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Der Verkehr mit Erploſipſtoffen .

1. Reichsſtrafgeſetzbuch .
§ 367 . Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mk . oder mit

Haft wird beſtraft :
4 . wer ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis ! ) Schießpulver

oder andere explodierende Stoffe oder Feuerwerke zu —
bereitet ;

5. wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung
von Giftwaren , Schießpulver oder Feuerwerken , oder

bei der Aufbewahrung , Beförderung , Verausgabung
oder Verwendung von Sprengſtoffen oder anderen
explodierenden Stoffen oder bei Ausübung der Befugnis
zur Zubereitung oder Feilhaltung dieſer Gegenſtände ,
ſowie der Arzneien die deshalb ergangenen Verord —

nungen nicht befolgt ;
ö5a. wer bei Verſendung oder Beförderung von leicht

entzündlichen oder ätzenden Gegenſtänden durch die

Poſt die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt .
2 . Reichsgeſetz gegen den verbrecheriſchen und

gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen
vom 9 . Juni 1884 .

§ 1. Die Herſtellung , der Vertrieb und der Beſitz von

Sprengſtoffen , ſowie die Einführung derſelben aus dem Aus —
lande iſt unbeſchadet der beſtehenden ſonſtigen Beſchränkungen
nur mit polizeilicher Genehmigung zuläſſig .

Wer ſich mit der Herſtellung oder dem Vertriebe von
Sprengſtoffen befaßt , hat ein Regiſter zu führen , aus welchem

1 ) Die Gewerbeordnung hat Schießpulverfabriken , Anlagen zur
Feuerwerkerei und zur Bereitung von Zündſtoffen aller Art unter
die Anlagen aufgenommen , welche gemäß § 16 nur mit polizeilicher
Genehmigung errichtet werden dürfen ; das Geſetz hat übrigens nur
die Errichtung von beſonderen Anlagen , Veranſtaltung zur an⸗
dauernden Zubereitung größerer Mengen im Auge , die gelegentliche
Zubereitung kleinerer Quantitäten von Schießpulver iſt dagegen
nicht von einer Erlaubnis abhängig gemacht und Jedermann geſtattet .
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Inſoweit Sprengſtoffe zum eigenen Geh brauch durch
Reichs⸗ oder Landes behörden von der zuſtändigen Verwaltung
hergeſte beſeſſen , ein gefführt oder vertrieben werden , bleiben
die Vorſchriften des erſten und zweiten Abſatzes ebenfalls

§ 2. Die Zentralbehörden der Bundesſtaaten erlaſſen

zur Ausführung der Vorſchriften in dem § 1 Abſatz 1
und 2, ſowie in dem § 15 erforderlichen näheren Anord —

nungen und beſtinmen bie Behörden , welche über die Geſuche
um Geſtattung der Herſtellung , des Vertriebs , des Beſitzes

D

der Einführung von Sprengſtoffen ſcheidung zi
treffen haben

8 Gega fügung iſt m Die
B e A inerhalb 14 Tagen zu

Wirkung .
8 4 Die Erteili U § 1 Abſ .1 erforderlichen

Erlaubnis erfolgt in widerruflicher Weiſe Wegen der
Beſchwerde gegen di ihme gilt die Vorſchrift des
§ 3 des gegenwärtigen Geſetzes

§8S 5 —8 enthalten Strafbeſtimmungen gegen den Miß
brauch von Sprengſtoffen zu verbrecheriſchen Zwecken ( ſämt

144 N „ ＋ 8 Faul

n ſten Abſatz des
8 0

hf. N

halten , zu verkaufen , oder ſonſt an u ül od
5wer im Beſitze derartiger Stoffe betroffern wird , ohne polizei iliche

Erlaubnis hierzu Wüs Wiſkit zu können , iſt mit Gefängnis
von 3 Monaten bis zu 2 Jahren zu beſtrafen .

Gleicher Straf verfällt, wer die Vorſchriften des § 1
Abſatz 2, die von den Zentralbehörden in Gemäßheit des
8 2 etroff nen Anordnungen oder die bereits beſtehenden
oder noch zu erlaſſenden ſonſtigen polizeilichen Beſtimmungen
über . Verkehr mit Sprengſtoffen , auf welche § 1 Abſ . 1
Anwendung findet , übertritt .

§ 10 bedroht die öffentliche Aufforderung zu d
§ 8 5 und 6bezeichneten Handlungen und Ahnliches mit
Zuchthaus .
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§ 11. In den Fällen der 88 5, 6, 7, 8 und 10 kann
auf Zulaäſſigkeit von

Polizeiaufſicht erkannt werden . In den
Fällen der 88 7 , und in dem Falle einer Anwen —
dung der Straf i

des §9 iſt auf Einziehung der
N
brauchten oder beſtimmten

d
Verurteilten vor

prengſtoffen zu erkennen , ohne

zur Zubereitung
Gegenſtände , f
gefundenen !

Unterſchied , ob dem Verurteilten gehören oder nicht .
§S5 12 und 13 enthalten Zuſätze zu den 88 5 —8 und

10 ſowie Übergangsbeſtimmungen .

BoſitBeſfitze

3 . Vollzugsverordnung des Miniſteriums des
Innern zu vorſtehendem Geſetz vom 1. Sept . 1884

( Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Seite 398 )in der durch Verordnung vom 17. Juni 1887 ( Geſetz
nungsblatt Seite 128) bewirkten Faſſung .

und Verord⸗

E2A◻¹1. Wer vom 11 . September d. J . an Sprengſtoffe
herzuſtellen , zu vertreiben , in Beſitz zu nehmen oder aus dem
Auslande einzuführen be bſichtigt , hat zuvor die Genehmi —
gung des Bezirksamts einzuholen , in deſſen Bezirk die Her
ſtellung , der Vertrieb , die Lagerung oder Verwendung der
Sprengſtoffe ſtattfinden ſoll Erſtreckt ſich die betreffende
Tätigkeit über mehrere Amtsbezirke , ſo iſt die Genehmigungeines jeden beteiligten Bezirksamtes hinſichtlich der in ſeinem
Bezirke beabſichtigten Tätigkeit erforderlich.

Das Geſuch , welches ſchriftlich einzureichen iſt , muß die
Namen und Sorten der betreffenden Sprengſtoffe zwarin der Art , daß die Beſchaffenheit der Sprengſtoffe erkannt
werden kann, die Angabe der größten G wichtsmenge , bis zuwelcher die gleichzeitige Lagerung bezw . Verwendung der

Sprengſtoffe beabſichtigt wird , ſowie die Bezeichnung des
Ortes enthalten , an welchem die Herſtellung , Lagerung oder
Verwendung ſtattfinden foll . Soweit die Errichtung einer
gewerblichen Anlage zur Herſtellung von Sprengſtoffen in

1 1

Frage ſteht , kommt , ſofern das Bezirksamt die nachgeſuchte
Genehmigung zu erteilen beabſichtigt , außerdem die Vor⸗
ſchrift des

vom 1.

8 § 16 der deutſchen Gewerbeordnung in der Faſſung
Ju ili 1883 zur Anwendung .)
Seite 128 .
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§ 2. Die bezirksamtliche Genehmigung iſt nicht erfor —
derlich , wenn Sprengſtoffe , welche nicht zur Verwendung oder

Lagerung im Großherzogtum , ſondern für andere deutſche
Staaten beſtimmt ſind , über die badiſche Grenze aus dem

Auslande eingeführt werden ſollen ; doch iſt in dieſem Falle
der Nachweis der erfolgten Genehmigung der Einfuhr ſeitens

der Polizeibehörde — betreffenden deutſchen Staates durch
einen von derſelben ausgeſtellten Erlaubnisſchein zu erbringen .

In allen Fällen der Einfuhr von Sprengſtoffen aus
dem Auslande über die badiſche Grenze , ſei es nach Baden ,
ſei es nach einem anderen deutſchen Bundesſtaat , hat der

Einführende eine amtlich beglaubigte Abſchrift des polizei —
lichen Erlaubnisſcheines der Zollbehörde einzuhändigen .

§ 3. ( Übergangsbeſtimmung . )
§ 4. Über die durch §S 3 des Geſetzes innerhalb 14

Tagen gegen die verſagende Verfügung des Bezirksamtes zu —
gelaſſene Beſchwerde, welche bei letzterem anzuzeigen und zu

begründen iſt , entſcheidet das Miniſterium des Innern .

§S 4a . Der Vertrieb von Sprengſtoffen darf nur an

ſolche Perſonen erfolgen , welche im Beſitze einer Genehmigung
im Sinne des § 1 Abſatz 1 des Reichsgeſetzes vom 9. Junibla g

ch über dieſen Beſitz de

8
1884 ſind und ſick n Inhaber des
— 8— FHoffſg * ogonhühoer auswmoiſon14 igſt 1 18 4 4 Ud9el ¹ e Ell

ing dem Vertriebe

von Sprengſtoffen ft u 11. September d. J. an

für jedes Sprengſtofflager ein Regiſter nach anliegendem
Formualar zu führen , welches am letzten Tage jedes Mo —
nats abzuſchließen iſt und eine Abſchrift jedes mit dieſem

Abſchluß verſehenen Monatsregiſters dem Bezirksamt , in
deſſen Bezirk das Sprengſtofflager ſich befindet , vorzulegen .

§ 6. Auf Sprengſtoffe , welche , wie Schießpulver , vor —

zugsweiſe als Schießmittel gebraucht werden , ſowie auf die
in § 1 Abſatz 4 des Reichsgeſetzes vom 9. Juni 1884 be⸗

zeichneten Sprengſtoffe findet gegenwärtige Verordnung keine

Anwendung .
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Verordnung vom 8 . November 1893 , den Verkehr

mit Sprengſtoffen betr .

Geſetz - und Verordnungsblatt Seite 137 . )

Auf nd des § 367 Ziffer 5
des Reichſtrafgeſetzbuche

und des Artikels 3, VI . à des badiſchen Einführungsgeſetze
zum Reichsſtrafgeſetzbuch vom 23 . Dezember 1871 wird hin —

ſichtlich des Verkehrs mit Sprengſtoffen Arſit Rückſicht auf

die von dem Bundesrate hierüber vereinbarten Beſtimmungen
und unter Aufhebung der Verordnung vom 6. Nov . 1879

den Verkehr mit exploſiven Stoffen betr . ( Geſetz - und Ver —

—
D

ordnungsblatt Nr. LVII . Seite 831/38 ) , verordnet , was folgt

§ 1. Die nachſteher Beſtimmur
1 Di Verſendung von Sprer Aatton uf

Wafſ mit Ausnahme des Eiſenbahn - und
k und des Verkehrs mit Sprengſtoffen , und

Munitionsgegenſtänden d und Marinever —

waltu ng ſowie der Verſendu von Sprengſtoffe
Kauffahrteiſchiffen

2. den Handel mit Spreng

3. die Aufl zabung von Spre
ſtoffen innerhalb des Betriebes vonBergwerken , Stein

U 1 Ar ren

7
9

Zu den Sprengſtoff im Sin

gehören nicht :
) die in dem Heer und in der Marine vorgeſchriebenen

nicht ſpr f˖ Zündungen ,
b) die für Feuern Zündhütchen , Zündſpiegel

und Patronen für Feuerwaffen

Zündſchnüre .

I. Allgemeine Beſtimmungen

§ 2. Zum Verkehr im Sinne des 81 giffer 1

zugelaſſen :
Pulver Sprengſalpeter , brennbare Salpeter —

( ein ſehr inniges Gemiſch aus neutral reagierender



Kartuſchen , Petarden , Feue

Der Verkehr mit Explofivſtoffen .

Salpeterarten und Kohle oder Stoffen , deren weſentlicheBeſtandteile Kohlenſtoff , Waſſerſtoff und Sauerſtoff ſind ,mit oder ohne Schwefel) ;
2. folgende Nitroglycerin enthaltende Präparate :

a ) Dynamit J. ( ein bei mittlerer Temperatur plaſtiſches ,nicht abtropfbares Gemiſch vo Nitroglycerin mit
pulverförmigen , an ſich nicht ſprengkräftigen und
nicht ſelbſtentzündlichen Stoffen ) ,
Dynamit II . und III Gohlendynamit , ein G miſch
vonNitroglycerin mitſchießpulverähnlichen Gemengenh,

0) Sprenggelatine ſein bei mittlerer Temperatur zäh —elaſtiſches Gemiſch , beſtehend aus Nitroglycerin
welches durch Nitrozelluloſe gelatiniert iſt , mit oder
ohne kohlenſauren Alkalien ( bezw . alkaliſchen Erden )oder neutral reagierenden Salpeterarten ! ,
Gelatinedynamit lein bei mittlerer Temperatur
plaſtiſches Gemiſch , beſtehend aus Nitroglycerin ,
welches durch Nitrozelluloſe gelatiniert iſt, und Holz⸗
mehl , Salpeter und kohlenſauren Alkalien ( bezw .alkaliſchen Erden ) ! ,
Karbonit ( ein Gemiſch von Nitroglycerin mit ſchieß —
pulverähnlichen Gemengen und mit flüſſigen , anſich nicht ſprengkräftigen oder nicht ſelbſtentzündlichenStoffen )

b)

5
Nitrocelluloſe ( oockere mit mindeſtens 20 Prozent Waſſer⸗

gehalt und gepreßte , nicht gelatinierte ) „ insbeſondere
Schießbaumwolle und Collodiumwolle , ſowie Ge miſche von
Nitrocelluloſe mit neutrallre gierendgierenden Salpeterarten ;
folgende Gemiſche , welche Nitroverbindungen von Stoffender aromatiſchen Reihe enthalten ;
à. Sekurit ( ein Gemenge von Ammoniakſalpeter , Kali —

ſalpeter und Dinitrobenzol oder ähnlichen Stoffen )b. Roburit lein Gemiſch von Chlordinitrobenzol , Chlor —
nitronaphtalin oder Nitrochlorbenzol und Ammoniak —
ſalpeter ) ;

rwerkskörper , ſprengkräftigeZündungen , welche zum Entzünden von Ladungen dienen
(3. B. Sprengkapſeln ) , Zündplättchen ( amorces ) ; 7

82

82



iche
nd ,

es ,
nit

nd

ſch

U

n

er

D

*

6.

Der Verkehr mit Explofſivſtoffen .

alle jeweilig zur Verſendung auf den Eiſenbahnen zu —

gelaſſenen Sprengſtoffe .
Zu Verſuchszwecken kann die Verſendung neuer , hier

nicht aufgeführten Sprengſtoffe auf beſtimmten Wegen , ſowie

die Aufbewahrung und Verausgabung derſelben mit Er —

mächtigung des Miniſteriums des Innern von

dem Bezirksamte geſtattet werden .

§ 3. Vom Verkehr im Sinne des § 1 Ziffer 1 bis 3

ſind ausgeſchloſſen die nicht nach §S 2 zugelaſſenen Spreng —
ſtoffe , insbeſondere :

1
9

6.

2

Nitroglycerin als ſolches und in Löſungen ;
Knallgold , trocken und in feſter oder Pulverform , Knall —

queckſilber , Knallſilber und die damit dargeſtellten
Präparate ;

3. Nitrozuckerarten , Nitroſtärkearten , und die damit her —
geſtellten Gemiſche :

Gemiſche , welche Citroglycerin abtropfen laſſen ;
. Sprengſtoffe , welche entweder

a . ſauer reagieren bmit Ausnahme des Pulvers , Spreng —
ſalpeters und brennbaren Salpeters ( § 2 Nr. 1) ,

des Sekurits (§S 2 Nr . 4a . ) und des Roburits ( 8 2

Nr. 4 b. )], oder
ei Temperatur bis zu ＋ 40“ C zur Selbſt⸗

ana. chlorſaure Salze Umit Ausnahme der Sprengkapſeln
und Zündplättchen (§S 2 Nr . 5) ] , oder

bb . pikrinſaure Salze , oder

cc . Phosphor [ mit Ausnahme der Zündplättchen ( 8 2

Nr . 5) ) , oder
dd . Schwefelkupfer ;

Sprengſtoffe in Patronenhüllen , ſofern dieſe äußerlich
mit Nitroglycerin ( Ziffer 1) oder mit anderer Spreng —
flüſſigkeit benetzt , oder äußerlich mit feſten Spreng —
ſtoffen behaftet ſind ;

Sprengpräparate , bei welchen die einzelnen an und für

ſich nicht ſprengkräftigen Beſtandteile in einem geſchloſ —
ſenen Behälter durch leicht brechbare Scheidewände oder
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enommen ſolche von Eiſen , verpackt
Vor der Verpackung in Tonnen oder Kiſten müſſen

fe e r in Packete ( Blechbehälter ) bis zu höchſtens

metallene Behälter ,

werden
FiofDleſe

K im Gewicht verpackt , oder in dichte , aus halt⸗
b Stoffen gefertigte Säcke , Mehlpulver in Säcke aus

r dichtem Kautſchuckſtoff geſchüttet werden .
im § 2 Ziffer 2 und 4 aufgeführten Sprengſtoffe

en nur in Patronen , nicht auch in loſer Maſſe , verſendet
werden . Dieſe Patronen , ſowie Patronen aus gepreßter
Schioßh 1 doy 8 FSchießbaumwolle mit od ziffer 3)
ſind durch eine Umhül er⸗

9 8

1 4

rozen
— 8 0

Ziffer 4) dürfen auch t dick oder
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h mit ſolck der mit Patronen

F don

L 1 ſein .

Marke

igſtoffe herrühren , be

tralbehörde gebilligte
ſFf tragoenTrage

*



256 Der Verkehr mit Exploſipſtoffen .

skörpern oder Zündungen ( § 2 Ziffer 5) 90 Kilo⸗ei ſonſtigen Sprengſtoffen 35 Kilogramm nichtüberſteigen . Auf prismatiſches Geſchützpulver in Kartuſchenfinden dieſe Gewichtsbeſtimmungen keine Anwendung .Die für den Eiſenbahnverkehr jeweilig vorgeſchriebeneVerpackung genügt auch für die Verſendung auf Land - undWaſſerwegen .

I . Beſondere Beſtimmu ngen für den Landverkehr .8
förderung von Sprengſtoffen auf Fuhr⸗

Feuerwerks
gramm , b

§ 7. Die Bef
werken , welche Perſonen befördern , iſt verboten .

Eine Ausnahme findet nur ſtatt , wenn in dringendenFällen allgemeiner Gefahr , z. B. bei Eisſtopfungen , dienötigen Sprengbüchſen und das zu deren Füllung erforderlicheMaterial unter zuverläſſiger Begleitung in kürzeſter Friſtnach dem Beſtimmungsorte geſchafft werden ſoll .
§ 8. Bei dem Verpacken und dem Verladen , ſowiebei dem Abladen und Auspacken darf Feuer oder offenesLicht nicht gehalten , Tabak nicht geraucht werden .Das Verladen und Abladen hat unter ſorgfältigerVermeidung von Erſchütterungen zu erfolgen . Die Ver⸗0

ſendungsſtücke dürfen deshalb nie gerollt oder abgeworfenwerden .

Soll das Verladen oder Abladen ausnahmsweiſe nichtvor der Fabrik oder dem Lagerraum oder innerhalb dieſerRäume geſchehen, ſo iſt hierzu die Genehmigung der Orts —polizeibehörde einzuholen.
§ 9. Die Verſendungsſtücke müſſen auf dem Fuhrwerkeſo feſt verpackt werden daß ſie gegen Scheuern , RüttelnStoßen , Umkanten und Herabfallen aus ihrer Lage geſichertſind , insbeſondere dürfen Tonnen nicht aufrecht geſtellt , müſſenvielmehr gelegt und durch Holzunterlagen unter Haar - oderStrohdecken gegen jede rollende Bewegung geſichert werden .

§ 10 . Sprengſtoffe dürfen nicht mit Zündhütchen , Zünd⸗präparaten oder ſonſtigen leicht entzündlichen oder ſelbſt⸗entzündlichen Gegenſtänden zuſammen verladen werden .Die in 82 Ziffer 2, 3 und 4 aufgeführten Stoffe dürfennicht mit Pulver , Sprengſalpeter , brennbarem Salpeter , ( 8 2
8 4
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Ziffer 1) , Kartuſchen , Petarden , Feuerwerkskörpern , Zün —
dungen , (§S 2 Ziffer 5) , oder mit Patronen für Feuerwaffen
( 1b ) zuſammen verladen werden .

§ 11 . Zur Beförderung von Sprengſtoffen dienende
Fuhrwerke müſſen ſo dicht ſchließende Wagenkaſten beſitzen ,

daß
die Sprengſtoffe nicht verſtreut werden können . Sind

e Wagenkaſten oben offen , ſo müſſen ſie mit einem dicht —
ſchlrt feuerſicheren Plantuche (3. B. imprägnierter
Leinwand ) überſpannt ſein .

Auch die Vorder - und Hinterſeite der Fuhrwerke ſind
mit demſelben Material zu ſchließen .

Zum Sperren der Räder dürfen nur hölzerne Rad —
ſchuhe angewendet werden ; bei Eisbahn iſt eine eiſerne Sperr —
vorrichtung ( Krätzer ) geſtattet , ſofern ſie ganz vom Rad⸗
ſchuh bedeckt iſt .

Die Fuhrwerke müſſen als Warnungszeichen eine von
Weitem erkennbare , ſtets ausgeſpannt gehaltene ſchwarze
Flagge mit einem weißen P führen .

§ 12 . Fuhrwerke , welche Sprengſtoffe führen , dürfen
niemals ohne Bewachung bleiben .

Auf denſelben darf Feuer oder offenes Licht nicht ge —
Üten , Tabak

nicht geraucht werden . Auch in der Nähe der
Ake iſt das Anzünden von Feuer oder Licht , ſowie das

R .Tabatraliche ELl

§ 13 . Fuhrwerke , welche Sprengſtoffe führen , dürfen
nur im Schritt fahren , und von Fuhrwerken ſowie von Reitern
nur im Schritt paſſiert werden .

Beſteht ein Transport aus mehreren Fuhrwerken , ſo
müſſen dieſe während der Fahrt eine Entfernung von
mindeſtens 50 Meter unter einander innehalten .

8§ 14 . Bei jedem Aufenthalt von mehr als einer halben
Stunde iſt eine Entfernung von mindeſtens 300 Meter von
Fabriken , Werkſtätten und bewohnten Gebäuden einzuhalten .

Die Ortspolizeibehörde darf , falls eine geeignete Halte
ſtelle in ſolcher Entfernung nicht zu finden iſt , geſtatten , daß

II nie Halteſtelle in einer geringeren , we aber nicht ein

anderer 8 utz iſt mindeſtens 200 Meter betragenden
Sch ſſer , bau⸗- undfeuerpolizeiliche Vorſchrifte 17
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Entfernung von Fabriken , Werkſtätten und bewohnten Ge
bäuden gewählt wird .

Bei einem 20
—

halt von mehr als einer halben Stunde
in der Nähe von Ortſchaften iſt überdies der Ortspolizei
behörde tunlichſt ſchleunig Anzeige zu erſtatten ; die Orts
polizeibehörde hat darauf die ihr notwendig erſcheinenden
Vorſichtsmaßregeln zu treffen .

§. 15 . Fuhrwerke , welche Sprengſtoffe führen , müſſen
von Eiſenbahnzügen oder geheizten Lokomotiven , Dampf
walzen , Dampfpflügen , und ähnlichen Maſchinen möglichſt
weit entfernt bleiben

Neben der Eiſenbahn herlaufende Wege , ſowie Wege ,
auf welchen DDampfſtraßenbah nen liegen , dürfen nur dann
von ſolchen Fuhrwerken befahren werden , wenn der Beſtim
mungsort von Frachtfuhrwerk auf einem anderen gut fahr
baren Wege nicht zu erreichen iſt .

§ 16 . Der Transport durch zuſammenhängend geba ute
Ortſchaften iſt nur geſtattet , wenn dieſe nicht von Fr acht⸗fuhrwerk auf gut fahrbaren Wegen umfahren werden können
Iſt 1 Durchfahrt unvermeidlich , ſo hat der Transportführe
der Ortspolizeibehörde Anzeige zu erſtatten und deren 2
ſtimmungen vor der Einfahrt in den Ort abz zuwarten . Die
Ortspolizeibehörde hat den zu nehmenden Straßenzi ug zu

83
und von anderen Fahrz zeugen 38 frei zu

halten , auch Sorge zu tragen , daß die ohne1
unnötigen Aufenthalt und mit Ver rmeidung beſonderer Ge
fahren erfolgt .

§ 17 . Werden zur Beförderung von Sprengſtoffen
Fuhrwerke verwendet , welche mit feſten , dicht ſchließenden und
feuerſicher hergeſtellten , während des Trar nsportes unter
Verſchluß gehaltenen Wagenkaſten verſehen ſind , ſo finden
hinſichtlich der Beförderung ſolcher Transporte nur die Vor

ſchrif ten in §S 11 Abſatz 3 und 4, 8S12 , 813 3Abſatz 1und
§ 14 Anwendung und zwar die des §S 14 mit der Maßgabe ,
daß die regelmäßig einzuhaltende Entfernun ng 200 Meter
beträgt .

18 . Gerät eine
Sprengſtofffendung unterwegs in

einen Zuſtand , daß der weitere Verfand bedenklich erſcheint ,
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ſo hat die Ortspolizeibehörde , welcher von dem Transport —
führer tunlichſt ſchleunig Anzeige zu erſtatten iſt , die zur
gefahrloſen weiteren Behandlung der Sendung nötigen An —

ordnungen zu treffen , und zwar je nach den Umſtänden unter

Zuziehung eines auf ihre Aufforderung von dem Abſender

zu entſendenden Sachverſtändigen .
Iſt Gefahr im Verzuge , ſo erfolgt die Vernichtung der

Sprengſtoffe durch die Polizeibehörde auf Koſten des Ab —
ſenders ohne vorherige Benachrichtigung desſelben , wenn

möglich nach der Angabe und unter Aufſicht eines Sachver
ſtändigen

§ 19 . Werden Sprengſtoffe in Mengen von nicht mehr als
5 Kilo gramm Bruttogewicht verſendet , ſo finden auf dergleichen
Bongen von denVorſchriften dieſes Abſchnitts nur die

—

88 7 bis 10 Anwendung

IIIl . Beſondere Beſtimmungen für den Waſſerverkehr
8 K
§ 20 . Auf Dampfſchiffen , welche Perſonen befördern ,

dürfen Sprengſtoffe nicht transportiert , an Schießpulver oder

Feuerwerkskörpern jedoch darf ſoviel mitgeführt werden , als

zur Abgabe von Signalen notwendig iſt .
Die im § 7 enthaltene Ausnahmebeſtimmung findet auch
Muwondung

＋nit S naſtoffen überſetzen ,
dürfen nicht 8 f 8 Rerſun 9OUrfe 5 Perſo ˖ efördern

Die §§S 7 bis 10 , 11 Abſatz 4, 12 Abſatz 4
13 Abſatz 2, 14 , 18 und 19 finden für den Schiffsverkehr
ſinngemäße Anwendung

Werden zur Beförderung von Sprengſtoffen eiſerne oder
ſtählerne Schiffe verwendet , welche mit dichtſchließenden und
feuerſicher hergeſtellten , während des Transportes unter Ver —
ſchluß gehaltenen Laderäumen verſehen ſind , ſo finden von
den im Abſaz 1 angezogenen Vorſchriften nur die §88 8, 11
Abſatz 4, 12 Abſatz 1, 14 , 18 und 19 ſinngemäße Anwendung ,
und zwar die des § 14 mit der Maßgabe , daß die regelmäßig
einzuhaltende Entfernung 200 Meter beträgt .

Zur Verſendung auf Schiffen ſind Patronen der im 8 2
Ziffer 2 aufgeführten Stoffe außerdem mit einer das Ein —

§ 2
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dringen von Waſſer oder Feuchtigkeit verhindernden Umhüllung
6. B. mit Gummilöſung verklebtem Gummibeutel ) zu verſehen .
Auf den Transport auf Fähren findet dies keine Anwendung .

Das Ein⸗ und Ausladen darf nur an einer von der
Ortspolizeibehörde dazu angewieſenen Stelle , welche mindeſtens
300 Meter von bewohnten Gebäuden entfernt ſein muß ,
erfolgen . Mit Genehmigung des Miniſteriums des Innern
kann auch in geringerer Entfernung von bewohnten Gebäuden
eine Stelle angewieſen werden , ſofern dieſe Gebäude durch
Erdwälle oder in anderer Weiſe gegen die Wirkungen einer
auf der Ladeſtelle eintretenden Exploſion geſichert ſind . Für
das Ein⸗ und Ausladen in einem Hafen hat die Hafenauf —
ſichtsbehörde die Ladeſtelle anzuweiſen. !“)

Die Ladeſtelle darf während ihrer Benutzung dem
Publikum nicht zugänglich ſein und iſt , wenn ausnahmsweiſe
das Aus - oder Einladen bei Dunkelheit ſtattfindet , mit feſt - und
hochſtehenden Laternen zu erleuchten . Die mit
gefüllten Behälter dürfen nicht eher auf die LadeLQADU

prengſtoffen
elle gebracht

oder zugelaſſen werden , bis die Verladung beginnen ſoll .

§ 22 . Die Sprengſtoffe müſſen auf dem Schiffe in
einem abgeſchloſſenen Raume , welcher bei Dampfſchiffen
möglichſt weit von den Keſſelräumen entfernt iſt , unter Deck
feſt verſtaut werden . Bei Verladung in offenen Booten
müſſen letztere mit einem dichtſchließenden feuerſicheren Plan
tuche , z. B. imprägnierte Leinwand überſpannt ſein .

Weder in den ſo benutzten , noch in den unmittelbar daran

f.t

ſtoßenden Räumen dürfen Zündhütchen und Zündſchnüre
verpackt ſein .

Leicht entzündliche oder ſelbſt entzündliche Stoffe , zu
welchen Steinkohlen und Kokes nicht gerechnet werden , ſind
von der gleichzeitigen Beförderung überhaupt ausgeſchloſſen

§ 23 . Sind zu öffnende Brücken oder Schleuſen zu
paſſieren , ſo hat der Transportführer dem Brücken⸗ oder
Schleuſenwärter Anzeige zu erſtatten und vor der Durchfahrt
deſſen Beſtimmungen abzuwarten . Der Brücken - oder Schleuſen —

§ 21 Abſatz 4 in der Faſſung der Bek. vom 7 Juli 1898
Geſ . ⸗ u. V. ⸗O. ⸗Bl . S. 357 .
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wärter hat Sorge zu tragen , daßdie Durchfaͤhrt ohne unnötigen
Aufenthalt und mit Vermeidung beſonderer Gefahren erfolgt .

Das Anlegen darf nur an Orten geſchehen , welche
während des Aufenthalts dem Publikum nicht zugänglich ſind

Die Ortspolizeibehörde iſt ſtets vorher in Kenntnis zu
ſetzen und hat Vorſchriften über Ort und Zeit zu geben und

Vorſichtsmaßregeln im Einzelnen zu treffen .
Soll das Anlegen in einem Hafen geſchehen , ſo iſt die

Hafenaufſichtsbehörde vorher in Kenntnis zu ſetzen, und von
dieſer das Erforderliche anzuordnen .
IV . Beſtimmungen über den Handel mit Spreng —
ſtoffen , ſowbie über deren Aufbewahrung und

Verausgabung .
§ 24 . ) Wer Sprengſtoffe feilhalten will , muß davon

dem Bezirksamte Anzeige machen . Wer Sprengſtoffe feil⸗
halten will , welche den Vorſchriften des Reichsgeſetzes vom
9. Juni 1884 unterliegen , bedarf dazu der polizeilichen
Erlaubnis gemäß § 1 dieſes Geſetzes

Sprengpatronen dürfen von den Fabriken und Händlern
und ihren Beauftragten nicht einzeln und loſe , ſondern nur
in den nach § 6 dafür vorgeſehenen Behältern abgegeben
werden . Dieſe Behälter müſſen mit der Jahreszahl der

der Fabrik und mit einer durch das Jahr der

Abgabe fortlaufenden Nummer verſehen ſein . Dieſelbe Zahl
und Nummer müſſen auch an jeder in den Behältern ver —
packten Sprengpatrone angebracht ſein . Außerdem muß an
jeder Sprengpatrone der Name des Sprengſtoffs , ſowie die

Firma oder Marke der Fabrik oder eine von der Zentral —
behörde gebilligte und öffentlich bekannt gemachte Bezeichnung
der Fabrik angebracht ſein .

Al labe us 7 Fabr

) Vgl. hiezu die Bekanntmachung des Miniſteriums des Innern
vom 8. März 1894 ( Geſ . - u. V. ⸗O. ⸗Bl. S. 117)

a) Unter dem Ausdruck : „ Abgabe aus der Fabrik “ im § 24 der
diesſeitigen Verordnung vom 8. November v. I . , betreffend
den Verkehr mit Sprengſtoffen ( Geſ . - u. V. ⸗O. ⸗Bl . Seite 137) ,
iſt die Abgabe aus der Fabrikationsſtätte zu verſtehen .
Die in dem erwähnten § 24 vorgeſchriebene Angabe der
Jahreszahl und Nummer auf Behältern und Patronen wird
auch in chiffrierter Form zugelaſſen , welche vor Anwendung
dem Miniſterium des Innern zur Genehmigung vorzulegen iſt .
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In dem gemäß § 1 Abſatz 2 des Reichsgeſetzes vom9. Juni 1884 zu führenden Regiſter ſind Jahreszahl und Nummer
der gekauften und abgegebenen Sprengpatronen zu vermerken

§ 25 . Wer ſich mit der Anfertigung oder dem Verkaufe
von Sprengſtoffen befaßt , welche dem Reichsgeſetz vom9. Juni 1884 nicht unterliegen , iſt verpflichtet , über alleAn⸗ und Verkäufe dieſer Stoffe in Mengen von mehr als1 Kilogramm ein Buch zu führen , welches den Namen der

Verkäufer und der Abnehmer , den Zeitpunkt des Ankaufs
und der Abgabe , die Mengen der gekauften und abgegebenenStoffe , ſowie die Sprengpatronen , deren Jahreszahl und
Nummer angibt . Dieſes Buch iſt auf Verlangen der Polizeibehörde zur Einſicht vorzulegen . Hinſichtlich der Buchführunggreifen im Übrigen die auf Grund des Reichsgeſetzes vom4. Juni 1884 erlaſſenen Vorſchriften Platz .

§ 26 . Die Abgabe von Sprengſtoffen an Perſonen ,
von welchen ein Mißbrauch derſelben zu befürchten iſt , ins
beſondere an Perſonen unter 16 Jahren , iſt verboten . Auf
Spielwaren , welche ganz geringe Mengen von Sprengſtoffenenthalten , findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung .

Die Abgabe von Sprengſtoffen , welche den Vorſchriften
des Reichsgeſetzes vom 9 Juni 1884 unterliegen , darf
ſeitens der Fabriken und Händler und ihrer Beauftragtennur an ſolche Perſonen erfolgen , welche nach den gemäß2 dieſes Geſetzes erlaſſenen Anordnungen zum Beſitz von
Sprengſtoffen berechtigt ſind . Bei Staatswerken , welche be —
ſonderer Erlaubnis zum Beſitz von Sprengſtoffen nicht be
dürfen , kann die Abgabe an ſolche Perſonen erfolgen , welche
von der Verwaltung des Werkes zu der Annahme ausdrücklich
ermächtigt ſind .

§ 27 . Die Verausgabung von Sprengſtoffen , welche
den Vorſchriften des Reichsgeſetzes vom 9. Juni 1884
unterliegen , an die in Bergwerken , Steinbrüchen , Bauten und
gewerblichen Anlagen beſchäftigten Bergleute , Arbeiter uſw .
darf nur von denjenigen Betriebsleitern , Beamten oder Auf —
ſehern bewirkt werden , welche nach den gemäß § 2 dieſes
Geſetzes erlaſſenen Anordnungen zum Beſitz von Spreng⸗ſtoffen berechtigt ſind . Dieſe Perſonen ſind verpflichtet , über
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die Verausgabung ein Buch zu führen , welches den Namen

der Empfänger , den Zeitpunkt der Verausgabung , die Menge
der verausgabten Stoffe ſowie bei Sprengpatronen deren

Jahres zzahl und Nummer angibt . Bei Staatswerken , welche

beſonderer Erlaubnis zum Beſitz von Sprengſtoffen nicht

dürfen , kann die Verausgabung von ſolchen Perſonen be —

wirkt werden , welche von der Verwaltung des Werkes zu
der Verausgabung ausdrücklich ermächtigt ſind .

Die Leiter der Bergwerke , Steinbrüche , Bauten und

gewerblichen Anlagen ſind verpflichtet , Maßregeln zu treffen ,
welche eine Verwendung der zum Verbrauch im Betriebe

verausgabten Sprengſtoffe durch die Bergleute , Arbeiter uſw .
zu anderen Zwecken ausſchließen . “

V. Beſtimmungen über die Lagerung von

Sprengſtoffen .

§ 28 . Geraten Sprengſtoffe auf ihrem Lager in einen

Zuſtand , daß die weitere Lagerung bedenklich erſcheint , ſo
finden die Vorſchriften des § 18 entſprechende Ampenb

§ 29 . Wer mit Pulver , Sprengſalpeter , brennbarem
Salpeter (§S 2 Ziffer 1), Feuerwerkskörpern , und Zünd
plättchen — amorces — ( § 2 Ziffer 5) Handel treibt , darf :

1. im Kaufladen nicht mehr als 2½/ Kilögramm ,
im Ha ßerdem nicht mehr als 10 Kilogramm

Auf Nachweis e ( der Bedi iſüſes kann die

Erhöhung des Vorrats unter 2 zeitweilig bis auf 15 Kilo

gramm von dem Bezirksamt geſtattet werden
Die Aufbewahrung muß in einem auf dem Dachboden

( Speicher ) belegenen , mit keinem Schornſteinrohre in Ver —
bindung ſtehenden abgeſonderten Raume erfolgen , welcher
beſtändig unter Verſchluß gehalten und mit Licht nicht be⸗
treten wird . Die Behälter müſſen den Beſtimmungen im
§ 6 Abſatz 1 und 2 entſprechen und mit ſtets feſt geſchloſ —
ſenen Deckeln verſehen ſein .

. ) Zufolge Bundesratsbeſchluſſes vom 14. 3. 96 ſoll Abſatz 2
dahin ausgelegt werden , daß die geforderten Maßregeln den Miße
brauch „tunlichſt “, nicht aber „ unbedingt “ und „unter allen Umſtänden “
ausſchließen ſollen Erl . M. d. J. v. 16. 4. 95 Nr. 16758 .
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§ 30 . Perſonen , welche nicht unter die Beſtimmungdes § 29 fallen , bedürfen für die Aufbewahrung von mehrals 2½ Kilogramm der daſelbſt genannten Sprengſtoffe derbezirksamtlichen Erlaubnis .
§ 31 . Größere als die im 8

dieſer Sprengſtoffe ſind außerhalb
ſonderen Magazinen! ) aufzubewal
das Bezirksamt , bei welchem die
der Benützung anzumelden ſind , ſich überzeugt hat . DieſeMagazine müſſen ſich, wenn ſie über Tage liegen , im Wir —kungsbereiche ſachgemäß ausgeführter und unter Aufſichtſtehender Blitzableiter befinden .

Handelt es ſich um Magazine , welche zu einem derAufſicht der Bergbehörde unterſtehenden Werke gehören , ſohat die Polizeibehörde die Prüfung in Gemeinſchaft mit derBergbehörde vorzunehmen .

29 angegebenen Mengen
der Ortſchaften in be —

zren , von deren Sicherheit
Magazine vor dem Beginn

Es kann angeordnet werden , daß die Schlüſſel dieſerMagazine in den Händen der Behörde bleiben .
§ 32. Die Aufbewahrung der im § 29 genanntenSprengſtoffe an der Herſtellungsſtätte , ſowie an der Ver —brauchsſtätte unterliegt den im § 33 gegebenen Vorſchriften .

) Durch Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 11. Juni1889 Nr . 10950 wurden die Großh . Bezirksämter angewieſen , beider ihnen obliegenden Prüfung der Sicherheit zu errichtender Pulvermagazine ſich insbeſondere von der Feſtigkeit der Verſchlußvorrichtungzu überzeugen . Ein doppelter Verſchluß wird in der Regel genügenwenn die Türen und Schlöſſer gut hergeſtellt und gut im Standgehalten werden . Für die Lagerung größerer Mengen vonSprengſtoff wird ſich nach dem Gutachten der Gr . Baudirektion dasEinbauen des Pulverhäuschens in einen ringsum bis zum Dachegeführten Erdwall empfehlen , durch welchen ein dreifach abgeſperrterZugang führt ſſtarke Vortüre beim Eingang in den Wall und Doppel⸗türe beim Eingang in das Häuschen ) . — Sämtliche beſtehendenPulvermagazine ſind durch diedi Feuerſchauer anläßlich der regel⸗mäßigen Begehung der betreffenden Gemeinden zu beſichtigen ; derFeuerſchauer hat ſich dabei insbeſondere von der Feſtigkeit des Ver⸗ſchluſſes zu verläſſigen . Die Unterſuchung der Pulvermagazine durchdie Feuerſchauer iſt für die Folge alljährlich im Anſchluß an dieVorſchau zu wiederholen . über den Befund iſt jeweils dem Bezirks⸗
Geeignete

amt Anzeige zu erſtatten , welches erforderlichenfalls dasvorkehren wird .
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§ 33 . Die im § 2aufgeführten Sprengſtoffe dürfen —

abgeſehen von den im § 29 vorgeſehenen Ausnahmen — nur

an der Herſtellungsſtätte oder an denjenigen Orten , wo ſie

innerhalb eines Betriebs zur unmittelbaren Verwendung ge —

langen , oder in beſonderen Magazinen gelagert werden .

Für die Lagerung an der Herſtellungsſtätte ſind , in

Ermangelung beſonderer , bei Genehmigung der Anlage gemäß
§ 16 der Gewerbeordnung vorgeſchriebener Bedingungen ,
die Weiſungen des Bezirksamts zu beachten .

Die Niederlagen an der Verbrauchsſtätte , ſowie die

beſonderen Magazine bedürfen der polizeilichen Genehmigung
und ſind nach den von dem Bezirksamt zu erteilenden Vor —

ſchriften einzurichten .
Für ſolche Niederlagen oder Magazine , welche zu einem

der Aufſicht der Bergbehörde unterſtehenden Werke gehören ,
tritt dieſe an die Stelle des Bezirksamts .

Es kann angeordnet werden , daß die Schlüſſel zu den

Niederlagen oder Magazinen in den Händen der Behörde
bleiben .

§ 34 . Andere als die im § 2 aufgeführten , insbe —
ſondere die im §S 3 genannten Sprengſtoffe , dürfen nur an
der Herſtellungsſtätte gelagert werden

Zu Verſuchszwecken kann die La gerung neuer Spreng
an anderen L ng des Miniſteriums

des Innern von dem Bezirksamt geſtattet

ſtoffe rten mit Ermäck

werden

VI . Strafbeſtimmungen .

d 35 . Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Vor

ſchriften werden nach §S 367 Nr . 5 des Strafgeſetzbuchs be
ſtraft , ſoweit nicht härtere Strafen nach dem Reichsgeſetz vom
9. Juni 1884 verwirkt ſind .

Schlußbeſtimmung .
§ 36 . Weitergehende bergpolizeiliche Vorſchriften und

Anordnungen über die Verwendung von Sprengſtoffen beim

Bergbau ſowie die internationalen Verabredungen über dieſen

Gegenſtand werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht
berührt .



0 f266 Der Verkehr mit Exploſivſtoffen

§ 37 . Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1894
Kraft . Von dieſem Zeitpunkte an iſt das im 8 1 Abſatz 2
des Reichsgeſetzes vom 9. Juni 1884 und § 5 der dies⸗
ſeitigen Verordnung vom 1. September 1884 ( ergänzt durchdie Verord

nach anliege

ing vom 17 . Juni 1887 ) vorgeſchriebene Regiſter
ndem Formular ) zu führen

5 . Verordnung des Miniſteriums des Innernvom 13 . März 1394 , die Verſendung von Spreng⸗ſtoffen und Munitionsgegenſtänden der Militär⸗
und Marineverwaltung auf Land⸗ und Waſſer⸗

wegen betreffend .
( Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Seite 118

( Sprengſtoff - Verſendungsvorſchrift4
Im Anſchluß an die diesſeitige Verordnung vom 8 Nov .

v. J . , den Verkehr mit Sprengſtoffen betreffend ( Geſetzund Verordnungsblatt Seite 137 ) , wird gemäß einer vonden verbündeten Regierungen im Bundesrat getroffenen Ver —
abredung unter Aufhebung der diesſeitigen Verordnung22 . Auguſt 1888 in obigem Betreff ( Geſetz - und
ordnungsblatt Seite 536 ) verordnet was folgt :

mv
VorVe

I. Allgemeine Beſtimmungen .
Bei Verſendungen von Sprengſtoffen und Munitions

gegenſtänden der Militär - und Marineverwaltung auf Land —und Waſſerwegen ohne militäriſche Begleitung iſt dieinfolge des Bundesratsbeſchluſſes Wüi 15 . J
erlaſſene Verordnung vom 8 November v. J., betreffendden Verkehr mit Sprengſtoffen ( Geſetz - und Ver⸗
ordnungsblatt Seite 137 ) , mit der Einſchränkung maßgebend ,daß die vorſchriftsmäßige Einrichtung , Bezeichnung und Ver —
packung der Behälter durch den ſeitens der abſendenden Be —hörde ausgefertigten Frachtſchein als nachgewieſen anzuſeheniſt und nicht der polizeilichen Prüfung unterliegt .

Für alle unter militäriſcher Begleitung ſtatt⸗findenden Verſendungen von Sprengſtoffen und Munitions⸗
gegenſtänden der Militär - und Marineverwaltung auf

17 1892Junt 1893

) Seite 250 abgedruckt .
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Land⸗ und Waſſerwegen gelten die vorerwähnten Beſtim —

mungen nach Maßgabe der nachſtehend zu den einzelnen

Paragraphen aufgeführten Zuſatzvorſchriften .
Welchen Sendungen ein militäriſches Begleitkommando

beizugeben iſt , ſowie die Zuſammenſetzung und Stärke des

letzteren , beſtimmt die Militär - bezw . Marinebehörde .
2

gu 55 2 und 3.

a . Die Beſtimmungen , betreffend den Verkehr mit

Sprengſtoffen , und die nachſtehenden Vorſchriften kommen

nur in Anwendung bei denjenigen Sprengſtoffen und Mu —

nitionsgegenſtänden , welche in Ausführung des § 35 Zifferr7
der Militär - Transport⸗Or rdnung für Eiſenbahnen im Frieden

( Friedens - Transport - Ordnung ) vom 11. Februar 1888

Reichsgeſetzblatt e 23 ) von den vereinigten Ausſchüſſen
des Bundesrats für das Landheer und die Feſtungen und

für Eiſenbahnen , Poſt und Teleg zraphen jewei als „ zur

Gefahrsklaſſe gehörig “ bezeichnet ſind , ſowie bei allen

von der Militär - und Marineverwaltung zu Verſuchs —

zwecken beſtimmten , noch nicht eingeführter
brengſtoff

und Munitionsgegenſtänden ; dieſelben finden jedoch

Anwendung bei denjenigen der vorb bezeichneten Sprengſtoffe
und Munit zegenſtänd n 0 oder Tor⸗Lon

ſter r Mannſchaften verpac Kries

fahrzeug er 7 Sſchiff den ſind . Dieſe

ſowie alle übrigen in der Milit d Marineverwaltung

eingeführten Sprengſtoffe und Munitionsgegenſtände unter

liegen bei der Verſendung unter militäriſcher Beglei —
tung weder dieſer Vorſchrift noch den Eingangs gedachten
Beſtimmungen

b. Die Einholung der Genehmigung der Landespolizei —
behörde zur Verſendung , Aufbewahrung und Verausgabung
von im § 2nicht aufgeführten , zu Verſuchszwecken beſtimmten

Sprengſtoffen ꝛc. iſt nicht erforderlich

Zu §

Aà . Jeder höheren Zivilverwaltungsbehörde ( Landeskom —

miſſär ) , durch deren Bereich die Sendung geht , iſt von der

abſendenden Behörde die betreffende Marſchroute und die
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Größe der Sendung mitzuteilen .
die beteiligten Unterbehörden
Anordnungen zum ſchnellen
Sendung zu treffen .

Außer dieſer Benachrichtigung erhalten die Polizeibehörden der Durchzugsorte kurz zuvor auch noch eine Mitteilung durch den Führer des Begleitskommandos über denZeitpunkt des Eintreffens der Sendung am OrteBei Verſendungen welche in einem Tage zur Ausführung kommen , ſind feitens der abſendenden Behörden nurdie beteiligten Ortspolizeibehörden in Kenntnis zu ſetzenworauf dieſe die für die Sicherung und ungehinderte Durch —führung der Sendung erforderlichen Maßnahmen zu treffenhaben .

Eine Benachrichtigung der Polizeibehörden erfolgt nicht .wenn das Gewicht der Sendung weniger als 250 kg beträgt ,und ferner nicht bei allen Verſendungen innerhalb der Garni —ſonen und der zu denſelben gehörigen Anlagen . In dieſenFällen hat die Militärbehörde allein die nötigen Sicherheitsmaßregeln zu treffen . Wenn unter beſonderen Umſtändenauch hierbei die Hilfeleiſtung der Polizeibehörde erwünſchtiſt , ſo hat dieſe auf Anſuchen der Kommandantur beziehungs —weiſe des Garniſonälteſten die Unterſtützung zu gewähren .b. Der Vorlage des Frachtſcheins an die Ortspolizeibehörde des Abſenderortes zur Viſierung bedarf es nicht,auch darf von dieſer Behörde die Vorlage der beſcheinigtenLieferſcheine nicht verlangt werden .

Der Landeskommiſſär hat
anzuweiſen , die erforderlichen

und ſicheren Fortkommen der

Zu 8 5ö.

Paragraphen findet auf Sendungen
verwaltung nicht Anwendung
Zu § 6.

à . Die in der Armee und Marine
Packgefäße für Sprengſtoffe und Y
ſchließlich der Geſchoßkörper mit ſicherndem Abſchluſſe derSprengladung , ſind nach ihrer Beſchaffenheit , der Art ihrerVerpackung und Inhaltsbezeichnung und dem Gewichte alsden Beſtimmungen entſprechend zu erachten .

Die Vorſchrift dieſes
der Militär - und Marine

vorgeſchriebenen
kunitionsgegenſtände , ein⸗

RkREe
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b. Das loſe Kornpulver braucht vor der Verpackung in

Tonnen oder Kiſten nur dann in leinene Säcke geſchüttet
zu werden , wenn die Beförderung länger als einen Tag dauert .

II . Beſondere Beſtimmungen für den Landverkehr .

Zu 8 8.

Wenn das Verladen oder Abladen ausnahmsweiſe an
einer anderen Stelle als vor der Fabrik oder dem Lagerraum
oder innerhalb dieſer Räume geſchehen ſoll , ſo iſt ſeitens der

Kommandantur beziehungsweiſe des Garniſonälteſten die Ge —

nehmigung der Polizeibehörde hierzu einzuholen und von

letzterer die zur Aufrechterhaltung der Ordnung an der Lade —

ſtelle erforderliche Polizeimannſchaft zu ſtellen .

Zu §8 9.

a. Das für Verladung von Tonnen vorgeſchriebene
Zwiſchenlegen von Haar - oder Strohdecken kann durch ein

der einzelnen Tonnen mit Strohbändernerſetzt werden .

Zwiſchen die Kaſten und Körbe . mit geladenen Ge —

ſch oſſen brauchen 83 oder andere Mittel nicht gelegt zu
werden , nur oberhalb iſt die Ladung mit Haardecken zu bedecken .

Zu § 8 12 und 13

v. Den von den Begleitskommandos militäriſcher Sen

dungen von Sprengſtoffen und Munitionsgegenſtänden behufs

Verhütung der Gef ährdung der Sendungen ergehenden Auf

forderung zu Handlungen oder Uinterle aſſungen insbeſondere

zum Anhalten , zum langſamen Vorbeifahren oder Vorbei —

reiten , zum Ausweichen , zum Unterlaſſen des Rauchens , zum
Auslöſchen von Feuer — haben Wagenführer , Reiter und
andere Perſonen ungeſäumt Folge zu leiſten .

Zuwiderhandlungen werden , unbeſchadet des nötigenfalls
von den Begleitkommandos zur Anwendung zu bringenden
unmittelbaren Zwanges , nach §S 367 Nr . 5 des Strafgeſetz —
buchs für das Deutſche Reich ( Reichsgeſetzblatt von 1876
Seite 115 ) beſtraft .

b. Entgegenkommende oder den
Fuhrwerke oder Reiter müſſen den

beladenen Wagen ganz ausweichen .
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C. Dem Führer des Begleitkommandos iſt es geſtatteterforderlichenfalls neben den mit Sprengſtoffen ꝛc. beladenen
Wagen in ſchneller Gangart zu reiten .

d. Beſteht die Sendung aus einer größeren Anzahl vonWagen , ſo können Gruppen von zwei bis drei Wagen gebildet werden , in welchen die einzelnen Wagen nur 10 mAbſtand halten ; die Gruppen müſſen jedoch in mindeſtens50 m Entfernung von einander bleiben

Zu 8 15

Die Fuhrwerke müſſen von Eiſenbahnzügen oder
heizten Lokomotiven mindeſtens 300 m entfernt bleiben

Bei Wegeſtrecken , auf welchen wegen der gleichlaufenden
Richtung der Eiſenbahn und des Weges oder wegen des Ver
kehrs auf der Bahn der vorſtehenden Vorſchrift nicht genügtwerden kann , iſt der Eiſenbahnbehörde , der die unmittelbare
Betriebsleitung der betreffenden Strecke obliegt , durch die
abſendende Behörde von dem beabſichtigten Transporte Mit⸗
teilung zu machen . Die Eiſenbahnbehörde hat dann die zurBeſeitigung der Gefahr geeigneten Anordnungen zu treffen

ge

Zu § 18

Die Anzeige über eine Sendung , deren weitere Be —
förderung bedenklich ſcheint , iſt ſeitens des Führers des
Begleitkommandos in Garniſonorten der Kommandantur be —
ziehungsweiſe dem Garniſonälteſten und nur an anderen Ortender Polizeibehörde zu erſtatten ; dieſe Stellen haben dann das
zur gefahrloſen weiteren Behandlu ig der Sendung Nötigezu veranlaſſen .

Die Zuziehung eines von dem Abſender zu entſendenden
Sachverſtändigen zu fordern oder die Vernichtung der Sendunganzuordnen , iſt die Polizeibehörde nicht befugt .

Zu § 19 .

Bei der Verſendung von Sprengſtoffen und Munitions⸗
gegenſtänden von nicht mehr als 35 Kg Bruttogewicht habenvon den Vorſchriften dieſes Abſchnittes nur die Zuſatzvor⸗ſchriften zu 8§8 8 und 9 Gültigkeit .
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III . Beſondere Beſtimmungen für den

Waſſerverkehr .

Zu 8S 21

Die Zuſatzvorſchriften zu §§ 8, 9, 12 und 13 ( Punkt a) ,

15 , 18 und 19 finden auch für den Waſſerverkehr Anwendung .

Zu § 23

Die mit Sprengſtoffen ꝛc. beladenen Kähne ſind vor

allen anderen Kähnen durch die Schleuſen zu ſchaffen .

Ein gleichzeitiges Durchſchleuſen anderer Kähne mit den

Sprengſtoffen beladenen iſt unſtatthaft .

6 . Polizeiſtrafgeſetzbuch .

105 . Einer Geldſtrafe bis zu 100 / . unterliegt ,
wer ohne polizeiliche Bewilligung eine Schießſtätte errichtet

oder den bei der Bewilligung von der Polizeibehörde erteilten

Anordnungen zuwiderhandelt . “ )§
107 . Wer ohne Beobachtung der erforderlichen Vor —

ſichtsmaßregeln mit Gefahr für Perſonen oder fremdes Eigen
tum Sprengungen durch explodierende Stoffe vornimmt , wird

an Geld bis zu 100 Mark beſtraft

V.

7 . Verordnung des Miniſteriums des Innern
vom 19 . Dezember 1837 , di e Vornahme von

Sprengungen betr⸗
(Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Seite 445.

Auf Grund des § 367 Ziffer 5 des Reichsſtrafgeſetz
buches und des § 107 des Polizeiſtrafgeſetzbuches wird ver⸗

ordnet , was folgt :

ie
Erlaub Errichtung von Schießſtätten , unter

0 tungen zum Ab hal lten von Scheibenſchießen
erteilt das Bezirksamt . § 4d der Verordnung vom

er 1864 . Die Sche ibenſchi eßen ſelbſt ſind nicht an eine
beſondere Bewilligung gebr unden ſofern nicht wegen der Nähe be⸗
wohnter Orte § 367 Ziffer 8 des Reichsſtrafgeſetzbuches in Anwen⸗
dung kommt

) Wegen Sprengungen in Bergwerken vgl . die § 8 33 u. ff.
und 85 der Bergpolizeiordnung vom 20. Juni 1891, Geſetz - und
Verordnungsblatt Seite 91.



2 Die Vornahme von Sprengungen .

§ 1. Bei der Vornahme von Sprengungen iſt Folgenzu beachten :
à ) Die Benützung reinen Sprengöls , der Schießbaum⸗wolle , verdorbener oder gefrorener Sprengſtoffe zumSprengen iſt unterſagt .

Das Sprengen mit loſem Sprengpulver iſt nur da
geſtattet , wo das Bohrloch derartig beſchaffen iſt .daß ein Verlaufen des Pulvers ausgeſchloſſen iſt .
Das Schießen mit Sprengſtoffen ohne Patronen iſtunterſagt , unbeſchadet der Beſtimmungen unter 3

Abſatz 1 und 2.
Zu den Sprengpulverpatronen darf nur geleimtesPapier verwendet werden .

Die Anſchaffung der zur Sprengarbeit benötigten
Sprengſtoffe darf nur durch den Unternehmer unddeſſen Beauftragten geſchehen . ( Zum Beſitze von
Sprengſtoffen — mit Ausnahme der aus Salpeter ,Schwefel und Kohle hergeſtellten Pulverſorten [ Be⸗
kanntmachung vom 27 . März 1885 , Geſetz - und Ver —
ordnungsblatt Seite 204 ] —iſt nach § 1 des Reichs⸗
geſetzes vom 9. Juni 1884 [Reichsgeſetzblatt Seite 61
und § 1 der Vollzugsverordnung hierzu vom 1. Sept .1884 [Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Seite 398 ] die
Genehmigung des Bezirksamts erforderlich. )

Desgleichen darf die Verausgabung der Sprengſtoffe
nur durch den Unternehmer oder deſſen Beauftragtenerfolgen . Nur von dieſen darf der Arbeiter Spreng⸗ſtoffe in Empfang nehmen , und nur nach ihrer An —
weiſung darf er ſie verwenden . Die nicht verwendeten
Sprengſtoffe muß der Arbeiter vor Verlaſſen derArbeit dem Unternehmer oder deſſen Beauftragten andem zur Aufbewahrung beſtimmten Orte abgeben .

—

Loſes Pulver muß in feuerſicheren , mit feſtem Ver⸗
luſſe verſehenen Behältern verwahrt zur Verwen —
ingsſtelle gebracht werden

d) Als Beſatzmittel dürfen nur weiche Materialien , welchekeinen Funken reißen , verwendet , und
Mittel ebenſo wie die Patronen nur

ſch
1öD

es dürfen dieſe
nittels hölzerner
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oder kupferner Dämmer ( Ladeſtöcke ) in die Bohrlöcher
gebracht werden .

Die Verwendung eiſerner Nadeln bei dem Beſetzen
iſt verboten .

Zündpatronenſind loſe aufzulegen und niemalszudrücken .
Bei Anwendung von Sprengölpräparaten darf das

Fertigſtellen der Bohrlöcher zum Anzünden durch Ein —

führung der Schlagpatronen und das Anzünden der

Schüſſe ſelbſt nur durch in der Sprengarbeit erfahrene
und zuverläſſige Arbeiter erfolgen

In mit Dynamitpatronen geſülte Bohrlöcher darf

der Ladeſtock nicht eingeſtoßen , ſondern nur vorſichtig
eingedrückt werden .

Die Patronen dürfen erſt unmittelbar vor ihrer Ver —

wendung mit dem Zündhütchen oder der Zündſchnur
verſehen werden . Das Zünden der Schüffe darf nur

mittels Zündungen erfolgen , die ſo eingerichtet ſind ,

daß den dabei beſchäftigten Arbeitern genügend Zeit

bleibt , einen geſchützten Ort aufzuſuchen
Zündruten aus Holz mit Pulver getränkt dürfen

nicht verwendet werden .

Zündſchnüre ſind vor der Verwendung auf den un —

interbrochenen Zuſammenhang zu ur terſuchen.
* ſe ] A t, wo dies m öglie ch

iotwendig iſt, ſo mit 0 n. Fa⸗

ſchinen und dergleichen zu decken , daß die Spreng
ſtücke nicht in gefahrbringender Weiſe um herfliegen
können .

Das Anzünden der Schüſſe darf erſt geſchehen , nach —

dem ein dreimaliges Warnungszeichen vermittels

eines Signalhornes , einer Glocke oder eines lauten

Zurufes gegeben worden iſt .

Bei dem erſten Zeichen haben ſich die Arbeiter

mindeſtens 50 Meter weit von der Sprengſtelle zu

entfernen , bezw. ſich in den dazu beſonders vor —

geſehenen Schutzraum zu begeben; ſie müſſen dort

bleiben , bis nach erfolgter Sprengung wiederum ein

Zeichen gegeben worden iſt . Hat ein Schuß verſagt
18

bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchrifter 18
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ſo darf das Zeichen zum Verlaſſen der geſchützten
Stellung erſt gegeben werden , nachdem ſeit dem An⸗
zünden des letzten Schuſſes wenigſtens 10 Minuten
verfloſſen ſind .

hren von Schüſſen , welche verſagt haben ,ben
iſt verboten

Bei den mit Sprengölpräparaten bef etzten
73ꝗ—löchern iſt das Tieferbohren etwa ſtehen geb

Pfeifen ( Bohrlöcherreſte ) verboten .
Bei dem Transport der Sprengmittel in die Auf —
bewahrungs und Ausgaberäume , beim Fertigen 1
Umarbeiten der Patronen , beim Beſetzen und
brennen der Schüſſe iſt das Tabakrauchen verb

n5U
2 —Ab

U oten
Sprengölpräparate dürfen niemals an die 3 —

des Lichts oder in die Nähe von offenem Feuer , von
Ofen , Herden , Dampfkeſſeln ꝛc. , überhaupt an Orte
gebracht werden , wo die Temperatur über 30 “ R .
ſteigen kann .

Die Umarbeitung der Sprengpatronen und das Auf
tauen gefrorener Sprengſtoffe darf nur unter beſon —
derer Leitung und Aufſicht des Unternehmers oder
ſeines hierzu Beau iftragten in geſondert gelegenen
Räumen in angemeſſener Entferr nung von Gebäuden

geſchohn ,ͤAuftauen gefrorener Sprengſtoffe darf nur inRbckeſen Behältern erfolgen , welche von Auß idurch
lauwarmes Waſſer erwärmt werden . Dabei iſt genau
darauf zu achten , daß das Waſſer nicht !mit den Patro⸗ 8
nen oder mit Sprengſtoffteilen in Berüh rung kommt . 1

Sprengölpräparate , die ſich zu zerſetzen beginnen ,6 cb

ſtechenden Geruch und bei 3
—. Fort⸗ſchreiten auch durch 25 ckelung rotbrauner ämpfe

erkennbar iſt , müſſen aus dem Aufbewahrur ngsraun
ſofort entfernt und Stück für Stück nach Wer gne ahme
der Hülſe unter beſonderer Aufſicht in offenem Feuer
verbran werden

Zum Offnen der Kiſten und Fäſſer , we lche Spreng —
ſtoffe ab dürfen keine eiſerne oder ſtählerne
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ſondern nur hölzerne , kupferne oder bronzene Gerät

ſchaften benützt werden .

im) Die Aufbewahrung der Sprengſtoffe hat ſtets unter

gutem Verſchluß ſtattzufin den .

Die gleichzeitige Lagerung verſch iedenartiger Spreng
ffe in einem Aufbewahrungsraume iſt unſtatthaft .

idhütchen oder ſonſtige Zündſtoffe dürfen mit

den 815 mitteln ebenfalls nicht in demſelben Raume

aufbewahrt werden .

Aufbewahrungsräume für Sprengſtoffe dürfen nicht

mit offenem Licht betreten werden . ( Im Übrigen
bleiben hinſichtlich der Aufbewahrung und ung

von die allgemeinen Vorſchriften in

§§S 27 ff . der Vere ig vom 6. November 1879 ,

iven Stoffen betreffend [ Ge⸗
1

ſtoff

Lageru

ul

den Verkehr mit erploloſio
ſetzb- und Verordnungsblatt Seite 831 ] , maßgebend ) .

§ 2. Die Vornahme von Sprengungen ( 8 1) in der

Nähe von Ortsſtraßen oder anderen öffentlichen Wegen , öffent —

lichen Plätzen , Waſſerſtraßen und Eiſenbahnen iſt mindeſtens

vier Tage vorher dem Bezirksamt anzuzeigen .
Dieſe Anzeige kann je nach Beſchaffenheit der Umſtände

eder nur für den 1 Fall , oder , wenn Sprengungen
be m 2 d5 Betrie sſichtlich häufiger not⸗

wendigen fenden Baues oder

Betriebs g
5

§ 3. Dem Bezirksamt bleibt vorbehalten , gegebenen
Falls anzuordnen , daß außer den in § 1 bezeichneten Vor —

ſichtsmaßregeln noch beſtimmte weitere Sicherheitsvorkehrungen
angewendet werden .

Es kann namentlich angeordnet werden :

J) daß Sprengungen nur während beſtimmter Tageszeiten
und in der Nähe von Eiſenbahnen nur auf beſtimmte
Weiſungen und Signale hin vorgenommen werden

dürfen ;

daß während der Vornahme von Sprengungen bis

zur Beſeitigung jeder Gefahr zu rechtz 30her iung
und Anhaltung der auf den Straßen , Wegen, Plätzen10
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zrengſtelle verkehrenden Menſchen , Tiere, Fuhrwerke
und Fal hrzeuge an beſtimmte Stellen in angemeſſener
Entfernung von der Sprengſtelle Wachen ausgeſtellt
oder ſonſtige geeignete Warnungszeichen zur Anwen⸗

dung gebracht werden ;

c) daß bei Sprengſtellen, die höher gelegen ſind , als
die durch Sprengungen gefährdeten Straßen , Wes
Plätze , Waſſerſtraßen und Eiſenbahnen oberhalb der

letzteren zum Aufhalten des abgeſprengten und herab
Materials hinreichend hohe Fangdämme ,

ſeitlich Leitwerke oder ähnliche Vorrichtungen ange⸗
bracht werden .

Die getroffenen Anordnungen ſind , ſowie dies nötig oder
angemeſſen erſcheint , rechtzeitig öffentlich bekannt

zu machen
Derartige weitergehende Anordnungen können je nach

Erfordern auch im Wege der orts - oder bezirkspe izeilichen
Vorſchrift getroffen werden .

8 4. Für die Einhaltung der Vorſchriften in den 88 1
und 2, ſowie für die Erfüllung der nach § 8 Abſatz 1 bis 4

getroffenen Anordnungen iſt in erſter Reihe der Unter —

nehmer oder Leiter der Sprengarbeit verantwortlich . Der —
ſelbe iſt auch 8 dafür Sorge zu tragen , daß die
Vorſchrif ten und Anordnungen von den bei ihm beſchäftigten
Arbeitern befolgt werden .

aßen und Eifenbahnen in der Nähe der
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